
D as Schmelzen des arktischen Eises 
könnte den Container-Transport zwi
schen E uropa und  Asien beschleuni
gen. A ber so schnell wird die neue 
Route nicht genommen. Wirtschaft 1 3

Auf der großen Bühne
A n diesem D ienstag beginnt eine 
C ham pions-League-Saison ohne 
Bayern M ünchen. S tu ttgart, Schal
ke und  Bremen sind im  M illionen
spiel n u r Außenseiter. Sport 3 2

Der Fall Meisner
Nach dem  unverzeihlichen W ort 
des K ölner K ardinals von der „E n t
artu n g  der K unst“: Wie kom m t es 
zum  G raben zwischen m oderner 
K unst und Kirche? Feuilleton 35

Neigung nach Tonart
D en ägyptischen Pyram iden ha t 
sich ein m oderner Philosoph von 
der m usikalischen Seite her genä
hert -  m it höchst überraschendem  
Ergebnis. Technik und Motor T 6

meinverbindlich erklärt. Ein Sprecher des 
Arbeitsministeriums sagte, die Entschei
dung darüber solle einvernehmlich im Ka
binett erfolgen.

Dachdecker- und im Gebäudereiniger- 
Handwerk. Künftig wird ein sechster Min
destlohn für die fast 300 000 Beschäftigten 
im Elektrohandwerk hinzukommen; eine

che Diskussion“ über einen Mindestlohn 
eine neue Qualität erhalten, sagte Becks 
Regierungssprecher Walter Schumacher. 

| (Fortsetzung Seite 2.)

Resignierte Sozialisten
Die griechische Opposition verliert die Wahl deutlicher als erwartet / Von Michael Martens

BELGRAD, 17. September. Weil am 
Tag danach fast alle Diskussionen um 
die künftigen Aussichten des Verlierers 
kreisten, war zunächst kaum vom Sieger 
die Rede. Wie die Zukunft von Konstan- 
tinos Karamanlis aussieht, glaubt jeder 
zu wissen: Mit einer knappen Parlaments
mehrheit für seine konservative Nea Di- 
mokratia ausgestattet, wird der in seinem 
Amt bestätigte Ministerpräsident in den 
kommenden Jahren versuchen müssen, 
einige ebenso überfällige wie unpopulä
re Reformen auf den Weg zu bringen, 
vor allem zur Neugestaltung der Renten
kassen und des Bildungssystems.

Als ungewiss und deshalb in absehba
rer Zeit spannender erscheint dagegen 
das politische Schicksal von Georgios Pa
pandreou. Zum zweiten Mal hat der frü
here Außenminister, der vor allem im
mer noch als Sohn des früheren Minister

präsidenten Andreas Papandreou gese
hen wird, die von seinem 1996 verstorbe
nen Vater gegründete Panhellenische So
zialistische Bewegung (Pasok) in eine 
Parlamentswahl geführt, und zum zwei
ten Mal hat er dabei verloren. Ob ihm sei
ne Partei die Zeit lässt, es noch ein drit
tes Mal zu versuchen, ist ungewiss. Eine 
Niederlage gegen die Nea Dimokratia 
war in Kreisen der Pasok befürchtet, ja 
erwartet worden -  doch ihre Deutlich
keit hat wohl selbst die Pessimisten unter 
den griechischen Sozialisten überrascht.

Vergebens hatte man sich erhofft, die 
unausweichliche Niederlage werde we
nigstens knapp genug ausfallen, um eine 
absolute Parlamentsmehrheit für die kon
servative Konkurrenz verhindern zu kön
nen. Stattdessen geriet das Ergebnis zur 
Schmach: Nur 38,1 Prozent der Stimmen 
und damit 102 von 300 Parlamentssitzen

bedeuten eines der schlechtesten Ergeb
nisse in der Geschichte dieser einst von 
Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilenden Par
tei mit dem grünen Banner. Selbst auf 
Kreta, die politisch stets eine grüne Insel 
war, verlor die Pasok bei diesen Wahlen 
einen Bezirk. Erfolge auf den Inseln des 
Dodekanes oder in einigen Bezirken 
Thrakiens fielen da kaum ins Gewicht.

Mit seinem resignierten wirkenden 
Eingeständnis, dass die Wähler offenbar 
an der Fähigkeit der Pasok zur Umset
zung der notwendigen Änderungen ge- 
zweifelt hätten, traf Papandreou die Sach
lage ungewohnt genau. Zu farblos und 
sprunghaft hatte die Pasok in den vergan
genen Jahren opponiert, zumal oft bei 
Themen, die den Sachzwängen der Wirk
lichkeit unterliegen und durch ideologi
sche Kampagnen nicht zu lösen sind. 
(Fortsetzung Seite 2.)

Koalitionskrise in 
Schleswig-Holstein

F.P. KIEL, 17. September. Die Füh
rungsspitzen von CDU und SPD in Schles
wig-Holstein haben am Montag versucht, 
die bislang schwerste Krise in der seit 
2005 bestehenden Koalition beizulegen. 
Ministerpräsident Carstensen (CDU) hat 
die SPD offenbar gedrängt, Innenminister 
Stegner aus dem Kabinett zu nehmen. 
Die SPD stellte sich hinter ihren Parteivor
sitzenden Stegner. Über das Personal ent
scheide jeder Partner selbst, hieß es in der 
SPD. Beide Seiten hoben ihren Willen 
hervor, die Koalition fortzusetzen. Die 
CDU wirft Stegner vor, sich nicht an die 
in der Koalition getroffenen Absprachen 
zu halten. Der Konflikt hatte sich an Äu
ßerungen Stegners über die im neuen 
Schulgesetz festgelegte Selbstbeteiligung 
der Eltern an der Schülerbeförderung ent
zündet. (Siehe Seite 4.)

Mitteilungen des Verlags:
8 Seiten Verlagsbeilage Stiftungen

Pflüger: Schwarz-Grün 
weiter möglich

löw. BERLIN, 17. September. Entge
gen den Aussagen anderer Unionspoliti
ker sieht der CDU-Fraktionsvorsitzen- 
de im Berliner Abgeordnetenhaus, Pflü
ger, im Göttinger Parteitagsbeschluss 
der Grünen noch nicht das Ende aller 
schwarz-grünen oder schwarz-gelb-grü- 
nen Optionen. „Was die Länder angeht, 
rate ich zu größter Gelassenheit“, sagte 
Pflüger am Montag dieser Zeitung. 
Ohne Illusionen, aber beharrlich solle 
man daran arbeiten, „eine solche Zusam
menarbeit, die allen Beteiligten nützt“, 
möglich zu machen. Bedingung für eine 
Koalition sei: „Es muss inhaltlich tragfä
hig sein.“ Da habe der Parteitagsbe
schluss zum Afghanistan-Einsatz wenig 
Bedeutung für die Länder. Gegen den Wil
len der Parteiführung hatten die grünen 
Delegierten die Vorgabe für die Bundes
tagsabgeordneten beschlossen, dem Isaf- 
Mandat nicht zuzustimmen. An diesem 
Dienstag wird die Fraktion über die Kon
sequenzen beraten. (Siehe Seite 3.)

EU-Kommission siegt 
über Microsoft

LUXEMBURG, 17. September (AP). 
Das Europäische Gericht erster Instanz 
hat am Montag das Vorgehen der EU- 
Kommission gegen den Software-Konzern 
Microsoft bestätigt. Sowohl die vor drei 
Jahren von der EU-Kommission verhäng
te Geldstrafe über 497 Millionen Euro als 
auch die Auflagen seien gerechtfertigt, ur
teilten die Richter. Zur Stärkung des Wett
bewerbs hatte die EU-Kommission Micro
soft verpflichtet, den Konkurrenten techni
sche Informationen über das Betriebssys
tem Windows zur Verfügung zu stellen. 
Dadurch soll es den Wettbewerbern mög
lich werden, ihre Software-Produkte mit 
der auf über 90 Prozent aller PCs weltweit 
installierten Windows-Plattform kompati
bel zu machen. Der Microsoft-Anwalt 
Smith sagte, die Gerichtsentscheidung ver
leihe der Brüsseler Behörde „ziemlich viel 
Macht“. EU-Wettbewerbskommissarin
Neelie Kroes sagte, die Kommission han
dele im Interesse der Verbraucher. (Siehe 
Wirtschaft, Seite 11.)

Northern Rock 
im freien Fall

F.A.Z. FRANKFURT, 17. September. 
Nach dem Sturm verunsicherter Kunden 
auf die Bankfilialen des britischen Bau- 
finanzierers Northern Rock ist die Aktie 
der Bank am Montag abgestürzt. Premier
minister Brown sagte, die Basis der briti
schen Wirtschaft sei trotz der Bankenkrise 
solide. Auch am Montag bildeten sich lan
ge Schlangen vor den Filialen der Hypothe
kenbank. (Siehe Wirtschaft, Seite 11.)

Fußballfrauen 
im WM-Viertelfinale

hör. HANGZHOU, 17. September. 
Die deutschen Fußballfrauen haben am 
Montag bei der Weltmeisterschaft in Chi
na in ihrem letzten Gruppenspiel Japan 
2:0 bezwungen und stehen damit im Vier
telfinale. Birgit Prinz (21.) und Renate 
Lingor (86.) per Foulelfmeter ebneten 
den Weg des Titelverteidigers zum Sieg in 
der Vorrundengruppe A. (Siehe Sport.)

FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG GMBH; 
POSTANSCHRIFT: 60267 FRANKFURT AM MAIN; 
TELEFON: 01 80-2 34 46 77; SIEHE AUCH SEITE 4.
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kannt, französische U nternehm en gebe
ten, keine Verträge m ehr mit Iran zu un
terzeichnen. Angesichts der symbioti
schen Beziehungen zwischen wirtschaft
licher und politischer E lite in F rank
reich ist anzunehm en, dass dieser B itte 
entsprochen wird. Im selben Atemzug 
forderte Kouchner auch die E U  auf, 
über eine Verschärfung der Sanktionen 
gegen das Regime in Teheran nachzu
denken -  unabhängig davon, ob sich 
der UN-Sicherheitsrat zu einem sol
chen Beschluss durchringen könne.

D er dramatische H intergrund für die
se Forderung ist die W arnung Kouch
ners, dass m an im Verhältnis zu Iran 
„auf das Schlimmste“ vorbereitet sein 
müsse, nämlich auf Krieg. Das ist star
ker Tobak, selbst für einen Politiker, 
der immer für einen m edialen Eklat 
gut ist. Es kommt hinzu, dass Kouch
ners W orte in einer K ontinuität mit de
nen des Staatspräsidenten stehen. In 
seiner ersten außenpolitischen Rede 
hatte  Sarkozy vor den versammelten 
französischen Botschaftern in Paris von
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einer Kriegsdrohung könne keine Rede 
sein. Was aber waren Sarkozys und 
Kouchners Ä ußerungen denn sonst? 
Sie bekräftigen im G runde nur, was 
auch Bundeskanzlerin M erkel schon ge
sagt hat: ein atom ar gerüsteter Iran sei 
„nicht akzeptabel“. D iplom aten mögen 
befürchten, dass ihre Verhandlungen 
mit Teheran durch allzu starke W orte 
gefährdet würden. Doch vielleicht ge
ben die französischen Drohungen, nach 
einer diplomatischen Pause, diesen G e
sprächen, die sich seit langem im Kreis 
drehen, gerade einen neuen Impuls, 
weil die Mullahs verstehen, dass es dem 
W esten mit dem  W ort „nicht akzepta
bel“ ernst ist. D ie fanatisierten A nhän
ger des Präsidenten A hm adineschad 
wird das nicht schrecken. A ber Kouch
ners W arnung könnte den m oderateren 
K räften in Teheran, als deren Expo
nent der gerade in ein wichtiges A m t 
aufgestiegene ehemalige Präsident Raf- 
sandschani gilt, in den O hren klingen. 
D enn schon einmal hieß es im M ittle
ren Osten: Die Zeit läuft aus.

3Crotj Tritt k bestätigt
tens. Als Konstantinos Karamanlis 

im M ärz 2004 das erste Mal zum Minis
terpräsidenten Griechenlands gewählt 
wurde, stand das gesamte Land im Ban
ne eines nahenden Großereignisses: 
Die Olympischen Sommerspiele von 
A then stellten eine enorm e H erausfor
derung dar, der die Griechen jedoch wi
der manche Erw artung gerecht wurden. 
Doch die Erleichterung über die erledig
te H eraklesarbeit währte nur kurz. Als 
die Regierung nach den Spielen einen 
Kassensturz machte, endete die nationa
le Buchprüfung in der Feststellung, dass 
die einst für ihre angebliche H auhalts
disziplin hochgelobte sozialistische Vor
gängerregierung Simitis ein bem erkens
wertes Talent in kreativer Buchführung 
entwickelt hatte. Jahrelang hatte A then 
zur Regierungszeit der Panhellenischen 
Sozialistischen Bewegung geschönte 
Haushaltsdaten vorgelegt und sich so 
den Beitritt zur EuroZ one zum Jahr 
2001 erschwindelt. D ie vorrangige A uf
gabe Karamanlis’ war es daher zu
nächst, wieder Ordnung in die staatli
chen Finanzen zu bringen. Vorausge
setzt, es sind nicht neue und bisher un- 
entdeckte Rechentricks mit im Spiel, 
scheint das gelungen zu sein. Begünstigt 
wurde die finanzpolitische Rekonvales
zenz von einer guten Konjunktur, wel
che die Regierung Karamanlis zu einem 
Teil genutzt und zum anderen Teil we
nigstens nicht gestört hat.

Die Bestätigung von Karamanlis als 
M inisterpräsident vollzog sich w ieder

um im Schatten eines Großereignisses: 
Es ist nicht übertrieben, die W aldbrän
de dieses Sommers, die m ehrere D ut
zend Menschenleben forderten und Tau
senden Griechen die wirtschaftliche 
Existenz entzog, eine K atastrophe zu 
nennen. Nicht ganz zutreffend ist es al
lerdings, von einer N aturkatastrophe zu 
sprechen, denn menschliches Unvermö
gen hat zum Ausmaß des Unglücks zu
mindest beigetragen. Die Regierung Ka
ramanlis ist nach den Bränden mit viel 
ungerechter Kritik überzogen worden 
für ihre angebliche Unfähigkeit bei de
ren Bekämpfung. W ahr ist aber, dass 
die Feuer auf ihre Weise die mangelnde 
Effektivität des Staates dem onstriert 
haben. D enn was für die Brandbekäm p
fung gilt, lässt sich auch für andere A uf
gaben feststellen: D ie Hochschulbil
dung, die Gesundheitsversorgung und 
das Rentensystem  müssen dringend er
neuert werden. Bei den Fachleuten der 
beiden großen Parteien des Landes be
steht Einsicht in die Notwendigkeit von 
Veränderungen, und sogar die Rezepte 
ähneln sich. N ur hat den M achthabern 
bisher stets der M ut gefehlt, die dazu 
unvermeidlichen Schritte auch zu wa
gen. Karamanlis hat versprochen, sich 
in seiner zweiten Legislaturperiode die
sen A ufgaben zu widmen. Hält er 
W ort, könnte er in vier Jahren oder so
gar früher mit Abwahl bestraft werden 
-  aber die Geschichtsbücher gäben ihm 
in späteren Zeiten einen ehrenvollen 
Platz.
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Η κυβέρνηση της Νέας Δημοκρατίας υποστηρίζει, ακόμη και σήμερα, ότι το 2004 

παρέλαβε από το ΠΑΣΟΚ μια οικονομία με μεγάλα δημοσιονομικά ελλείμματα και 

ότι η χώρα μπήκε στην Ευρωζώνη με δημοσιονομικό έλλειμμα πάνω από το 3% του 

ΑΕΠ, όριο που απαιτεί το Σύμφωνο Σταθερότητας και Ανάπτυξης. Η αλήθεια είναι 

τελείως διαφορετική. Εκείνο που έκανε η Νεα Δημοκρατία όταν ανέλαβε τη 

διακυβέρνη το 2004, ήταν να προχωρήσει σε αυτό που αποκάλεσε «δημοσιονομική 

απογραφή». Θέλοντας να δείξει ότι η δημοσιονομική κατάσταση που παρέλαβε ήταν 

άσχημη, άλλαξε τον τρόπο καταγραφής κάποιων δαπανών και ιδιαίτερα των δαπανών 

για αμυντικούς εξοπλισμούς. Πιο συγκεκριμένα: Μέχρι το 2003 η Ελλάδα κατέγραφε 

τις δαπάνες για αμυντικούς εξοπλισμούς, με βάση τη μέθοδο που συνιστούσε η 

Eurostat, δηλαδή την καταγραφή των δαπανών αυτών στο έτος κατά το οποίο γίνεται 

η π α ρ α λα β ή  του εξοπλισμού. Με τη «δημοσιονομική απογραφή» η κυβέρνηση της 

Νέας Δημοκρατίας αποφάσισε να καταγράφει τις δαπάνες αυτές με βάση το έτος 

π λη ρ ω μ ή ς  των δαπανών αυτών. Αυτό είχε ως αποτέλεσμα το έλλειμμα το 1999, έτος 

με βάση το οποίο αξιολογήθηκε η Ελλάδα για την είσοδο της στην Ευρωζώνη, να 

είναι 3.4% αντί 1.8% που παρουσίασε η προηγούμενη κυβέρνηση. Το ενδιαφέρον 

είναι ότι η Eurostat με απόφαση της το Μάρτιο του 2006 αποφάσισε ότι ο σωστός 

τρόπος καταγραφής των δαπανών για αμυντικούς εξοπλισμούς είναι με βάση την 

π α ρ α λ α β ή  του εξοπλισμού, δηλαδή εκείνη η μέθοδος την οποία ακολουθούσε η 

κυβέρνηση του ΠΑΣΟΚ και μάλιστα η μέθοδος αυτή γίνεται υποχρεωτική για όλες 

τις χώρες της Ευρωπαϊκής Ένωσης. Παρ’ όλο που η κυβέρνηση ακολουθεί πλέον 

αυτή τη μέθοδο, δεν άλλαξε και τα στοιχεία των προηγουμένων ετών και έτσι η χώρα 

εμφανίζεται να έχει μπει στην Ευρωζώνη με έλλειμα πάνω από το


